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Zusammenfassung

Die Gruppe 'neuer Selbständiger' - insbesondere Ein-Personen-Selbständigerdes

expandierendenDienstleistungssektors- ist in Deutschlandwie in Westeuropaim Zugedes

erwerbsstrukturellenWandels seit längerem stetig gewachsen.Dennoch sind (Allein-

)Selbständigebislang nicht in das deutscheSozialversicherungssystemeinbezogen,da

dieseslediglich auf dastraditionelle(männliche)'Normalarbeitsverhältnis'angelegtist. Es

schließtdamit die selbständigErwerbstätigenneuenTyps aus, obwohl sie ähnlich wie

Arbeitnehmerauf denVerkauf ihrer Arbeitskraftangewiesensindunddamit vielfachsogar

geringereEinkommenals dieseerzielen.Insbesonderefür die längerfristigeAbsicherung

im Alter bestehtdaherim ZugederFlexibilisierungvon Arbeits- und Lebensverhältnissen

sozialpolitischerReformbedarf.DasArbeitspapierdiskutiertdiesenBedarfausgehendvon

der besonderenErwerbssituationSelbständigerim Kulturbereich. Für sie wurde dank

spezifischer Konstellationen mit der Künstlersozialversicherung(KSK) eine eigene

wohlfahrtsstaatliche Sicherungsinstitution geschaffen. Diese ist unter verschärften

Marktbedingungenjedoch nur begrenzt tauglich für eine Ausweitung auf alle 'neuen

Selbständigen'. Diskutiert werden daher verschiedene Optionen der sozialen

Alterssicherung Selbständiger anhand eines Überblicks über grundlegende

Systemunterschiedein einigen europäischen Ländern, wobei auf vier Modelle

verschiedenerwohlfahrtsstaatlicherTraditionennähereingegangenwird: Dänemarkund

Schweizals 'Grundsicherungsmodelle'einerseits,Frankreich und Österreich als dem

deutschenSozialversicherungstypvergleichbareModelleandererseits.Gemeinsamist allen

Länderbeispielen der obligatorische Einbezug Selbständiger zumindest in eine

Basissicherungzur Vermeidungvon Altersarmut.In einemvorläufigenFazit werdendie

Ergebnisseder Länderanalysenauf die bundesdeutscheSituation bezogenund für eine

umfassende, solidarisch angelegte Lösung plädiert.
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Summary

The number of 'new self-employed',particularly single person self-employedin the

expandingservicessector,hasbeengrowingfor thelastdecadesacrosswesternEuropedue

to labourmarketchanges.Yet in Germany,this grouphasnotbeenintegratedin thegeneral

systemof social insurancesinceit is basedon the traditional(male)'standardemployment

relationship'.It excludesthe new type of self-employedin spite of their dependenceon

selling their work force like 'normal' workers, implying a similar needfor safeguarding.

Hence,socialreformsareimperative,particularlywith respectto the long-termsecurityof

old agein view of increasingflexibility of work andlife. Theworkingpaperdiscussesthese

requirements,startingfrom an analysisof the specialsituationof cultural professions.For

this group,a specialbranchof social insurancehasbeenestablishedin a certainhistorical

constellation(Künstlersozialversicherung- KSK). Yet underexacerbatedmarketconditions

this institution is only of limited usefor a generalexpansionto all 'new self-employed'.

Therefore,severaldiverseoptions are examinedfor integrating the self-employedinto

pensionschemes, giving a short overview of fundamentalvariancesin someEuropean

countries. Fourmodelsof differentwelfaretraditionsarediscussedmoredeeply:Denmark

andSwitzerlandasmoreor less'basicsecuritymodels'on theonehand,FranceandAustria

as Bismarck-typesof social insurancesystemson the other. Common ground of all

examplesis themandatoryinclusionof self-employedat leastin thebasicsystemto avoid

povertyof age.As a provisionalconclusion,the authorconnectstheresultsof thenational

comparisons with the German situation and advocates a comprehensive, solidary solution.
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1 Einleitung: Problemskizze

Ein ElementdesStrukturwandelsvon Erwerbsarbeitist der europaweitzu beobachtende

allgemeineAnstiegvon Selbständigenseit den 80erJahren(in der Bundesrepublikerst in

den 90ern), und zwar insbesonderevon Ein-Personen-Selbständigen(EPS) ohne weitere

Mitarbeiter. In der BundesrepublikstelltenEPS im Jahr 1999 immerhin die Hälfte aller

Selbständigen,in absolutenZahlenwarenes 1,8 Mio (Mikrozensus).Die Hauptbranchen

dieserSolo-Selbständigensind (nebenHandelund Gastronomiesowieunternehmensnahen

Beratungsdiensten)moderne,expansiveDienstleistungsbereichewie Bildung, Gesundheit,

Kultur und Medien(vgl. Leicht 2000).Besondersim sozialpolitischenDiskurswird diese

modernisierungsbedingtanwachsendeErwerbstätigengruppehäufig unter dem Begriff

"neueSelbständige"gefasst.Damit sindgemeintbspw.freieMitarbeiterim Außendienst,in

der Kundenbetreuungund der Erwachsenenbildung,in Pflegedienstenund nicht zuletzt in

den Medien. Diese "neuen" Selbständigenwerden in verschiedenerHinsicht von den

"alten" (Handwerker,Bauern,Freiberufler,Einzelhändler,Landwirte) unterschieden,zum

einen in der Sozialstruktur:Unter Alleinselbständigenfinden sich relativ viele Frauen,

Jüngere, Hochqualifizierte und Teilzeiterwerbstätige.Zum anderen sind die neuen

Selbständigennicht auf bestimmteTätigkeitenbeschränkt,sieverfügenoftmalsübernicht-

standardisierteQualifikationen auf einem hohen Allgemeinbildungsniveau,und die

Übergängezu abhängigerBeschäftigungsindhäufig fließend.Auch die Kapitalbasisist im

allgemeinen erheblich geringer als bei anderen Selbständigen - die meisten

"Alleindienstleister"sind vielmehr wie Arbeitnehmerauf den Verkauf ihrer Arbeitskraft

angewiesenund mehr oder minder von ihren Auftraggebernabhängig.Im Unterschied

sowohl zu Arbeitnehmernals auch den meisten "alten" Selbständigensind sie jedoch

allesamtnicht in dasallgemeinedeutscheSystemder sozialenSicherungeinbezogenund

damit nur unzureichend gegen die Erwerbsrisiken abgesichert. Dabei ist für

Alleindienstleistergrundsätzlichein ähnlichersozialer Schutzbedarf zu konstatierenwie bei

Zur internationalvergleichendenEntwicklungvon Selbständigkeitin denletztenDekaden
vgl. Luber/Leicht 2000; Luber 1999; zur Beteiligung von Frauen an der Selbständigkeitin
westlichen Ländern vgl. Mc Manus 2001.

Aus GründenbessererLesbarkeitwird meistensauf eine geschlechterdifferenzierende
Schreibweiseverzichtet,wenngleichermaßenFrauenwie Männergemeintsind. In der folgenden
Problemanalysewird auf geschlechtsspezifischeUnterschiedehingewiesen,die Betrachtungder
Reformperspektivenerfolgt aufgrund der ursprünglichenAufgabenstellungin diesem Beitrag
jedoch nicht geschlechterdifferenziert und ist von daher notwendigerweise beschränkt.

 Im Folgenden werden die Begriffe "Ein-Personen-Selbständige","Solo-" oder
"Alleinselbständige","neueSelbständige"sowie"Alleindienstleister"synonymgebraucht,obwohl
letztererTerminusdie Beschränkungauf den Dienstleistungsbereichbeinhaltet.Die verfügbaren
Daten lassen jedoch darauf schließen,dass die gemeinte Erwerbstätigengruppein der Tat
hauptsächlichin (heterogenstrukturierten)dienstleistendenBranchentätig ist. Die Problematikder
sektoralen Klassifikation Erwerbstätiger wird in diesem Zusammenhang außer Acht gelassen.

 Vgl. bspw. Bieback 2000; Bögenhold/Leicht 2000; Leicht/Lauxen-Ulbrich 2002.

 Vgl. Leicht/Lauxen-Ulbrich 2002; Lohmann 2001; Mc Manus 2001, Leicht 2000.



8

Arbeitnehmern.Die Mehrzahl Solo-Selbständigererzielt geringereEinkommen als die

MehrzahlabhängigBeschäftigterwie auchArbeitgeber-Selbständiger,d.h.unternehmerisch

tätigerErwerbstätigermit mindestenseinemBeschäftigten.Berechnungenauf Basiseiner

Sonderauswertungdes Mikrozensus 1997 ergebenfür die Alleinselbständigenrelativ

niedrigeEinkommen,insbesonderefür Frauen(Leicht/Lauxen-Ulbrich2002:15f). Danach

verdienen38% der solo-selbständigenFrauenwenigerals DM 1.400monatlichnetto,bei

den solo-selbständigenMännernsind es 11%. DieseZahlenbetreffenwohlgemerktnicht

neueExistenzgründer/innen,die mehrheitlichnochwenigerverdienen.Die vglw. niedrigen

EinkommenAlleinselbständigerund ihre fehlendeinstitutionellesozialeSicherunggegen

das Marktrisiko der zeitweisenAuftragslosigkeit,gegenlänger dauerndeKrankheit und

Berufsunfähigkeitsowiefür dasAlter führenzu einemerhöhtenRisiko materiellerArmut.

Dassallein die freiwillige, privateVorsorgefür dieseRisikenvielfach - undbesondersbei

denammeistengefährdetenGruppen- nicht ausreicht,zeigenbspw.Untersuchungenüber

die Altersvorsorge aller Selbständigen.So verfügen rund 15% aller Selbständigen-

Haushalte, d.h. solche in denen der/die Haupteinkommensbezieher/inselbständig

erwerbstätigist, über keinerlei Altersabsicherung.Sie sind weder obligatorisch noch

freiwillig in der GesetzlichenRentenversicherungversichert,verfügen nicht über vom

EhepartnerabgeleiteteRentenansprücheundhabenkeineAnwartschaftenausLebens-oder

Sterbegeldversicherungenerworben (Fachinger 2002: 32). Diese Gruppe verfügt im

allgemeinenauch nicht über ausreichendeprivate Vermögensbestände,um längerfristige

Einkommensausfälle(durch Auftragslosigkeit oder Alter) zu kompensieren(Fachinger

2002: 34ff). Die Sparfähigkeit einer nicht unbeträchtlichenZahl von Selbständigen-

Haushaltenist aufgrundder niedrigenverfügbarenEinkommenvglw. gering (Fachinger

2002: 43). Obschon diese Zahlen nicht nach Solo-Selbständigenund Arbeitgebern

unterscheiden,ist aufgrund der o.g. EinkommensverteilungAlleinselbständiger zu

 Vgl. Leicht/Lauxen-Ulbrich (2002: 22), wobei die abhängig Beschäftigteneher die
mittleren Einkommensklassenbesetzen,während Arbeitgeber-Selbständigeauch zu deutlich
höheren Anteilen in den beiden Spitzenklassen zu finden sind.

 Die weitere Einkommensstaffelungergibt insgesamt ein vglw. niedriges Niveau.
Einschließlichder unterstenVerdienstkategorieerzielenrund drei Viertel der solo-selbständigen
FrauenEinkommenbis zu max. DM 3.500 netto (24% DM 1.400-2.500,12% DM 2.500-3.500),
bei den"Solo-Männern"sinddies47%(20%DM 1.400-2.500,16%DM 2.500-3.500).Die Gruppe
solo-selbständigerSpitzenverdiener/innenist klein: In denbeidenoberstenVerdienstklassenüber
DM 5.500 finden sich 4% der Frauenund 10% der Männer.Alle AngabenausLeicht/Lauxen-
Ulbrich 2002: 22.

 Fastdie Hälfte der Solo-Gründerinnen(48%) und18% derSolo-Gründerverdienenunter
DM 1.400nettoim Monat (Leicht/Lauxen-Ulbrich2002:15). Als Gründer/innenwerdenPersonen
gezählt, die vor dem Erhebungsjahr des Mikrozensus (1997) noch nicht selbständig waren.

 Vgl. Fachinger2002;Fachinger/Oelschläger2000;Drätheru.a.2001.Für die Gruppeder
Alleindienstleister im Medienbereich vgl. Rehberg/Stöger 2001 sowie weiter unten im Text.

 DatenaufBasisvonAuswertungenderEinkommens-undVerbrauchsstichprobevon 1998
(Fachinger 2002).

 Mehr als ein Drittel dieser Haushalte(35,2%) verfügt über ein äquivalenzgewichtetes
verfügbares Einkommen unter DM 2.000 pro Monat (Fachinger 2002: 43).

8
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vermuten,dassdieseTeilgruppemehrheitlichzu den privat unzureichendabgesicherten

Personengruppen gehört.

Der mangelndeEinbezugder Selbständigenin dasdeutscheSozialversicherungssystemist

symptomatischfür dessenwohlfahrtsstaatlichpfadtypischeBeschränkungauf abhängig

Beschäftigteim 'männlichen'Normalarbeitsverhältnis.Nur für einige Berufsgruppender

"alten" Selbständigenwurden spezielle obligatorische Sondersystemeder sozialen

Sicherunggeschaffen,die somitnur einekleine MinderheitderSelbständigeneinbeziehen.

Die FestlegungdesdeutschensozialenSicherungssystemsauf dasNormalarbeitsverhältnis

mit stabilenErwerbsbiographienwird jedochangesichtsderzunehmendenFlexibilisierung

von Arbeits- und Lebensverhältnissenzu einem generellenProblem für viele Gruppen

Erwerbstätiger. Häufigere individuelle Wechsel und Übergänge aus verschiedenen

Erwerbsformenund Lebenssituationenwerdendadurcherschwertbzw. sind unzureichend

sozial abgesichert.Dies gilt in besonderemMaß für die längerfristige biographische

Absicherung im Alter sowie für Erwerbsunfähigkeit, Unterbrechungen

versicherungspflichtigerErwerbsarbeit,die Reduktion von Arbeitszeit u.a.m., die zu

Sicherungslückenführen.WährendFrauenvon dieserProblemlageschonimmer betroffen

waren und sich aufgrund des im deutschen Sicherungssystem angelegten

wohlfahrtsstaatlichenModells "männlicherErnährer/weiblicheHausfrau"häufig nur durch

abgeleitete Ansprüche des Ehepartnerssichern konnten, gilt dies mit wachsender

Flexibilisierung von Arbeits- und Lebensverhältnissenin zunehmendemMaß auch für

Männer.Die Zunahme"neuer"Selbständigerund ihre unzureichendesozialeSicherungist

in diesen Zusammenhang einzuordnen. 

 Im DFG-Forschungsprojektzu "NeuenFormenvon Selbständigkeitin Kulturberufen"im
Zentrum für Sozialpolitik wird u.a. die Hypothese verfolgt, dass Alleinselbständige in
Haushaltsformen leben, in denen ihre besonderenMarktrisiken durch Einkommen der
Lebenspartnerteilweisekompensiertwerdenmüssen(vgl. Gottschall/Betzelt2001;Betzelt 2002).
Diesdürfte jedoch- nachneuestenMikrozensus-Berechnungenvon Leicht/Lauxen-Ulbrich(2002)
- nur für eine kleine Minderheit gelten. 

Auf die hierdurch bedingteStruktur und Logik des deutschenSystemsgehe ich im
Folgendennicht näherein, verwiesensei auf die umfangreichesozialpolitischeund soziologische
Literatur, bspw.Leibfried/Wagschal2000; Gottschall/Dingeldey2000; Geissler1998; Kaufmann
1997; Riedmüller/Olk 1994.

Nach Fachinger/Oelschläger(2000: 165) sind nur 23% aller Selbständigen in
obligatorische Sozialversicherungssystemeeinbezogen. In der Alterssicherung betrifft dies
Alleinselbständige im Pflegebereich, als Lehrer und Erzieher sowie Seelotsen
(Angestelltenversicherung), Hausgewerbetreibende, selbständige Handwerker,
Bezirksschornsteinfegermeister,Küstenschiffer und -fischer (Arbeiterrentenversicherung),
pflichtversicherteFreiberufler(Versorgungswerke)und Landwirte (vgl. Drätheru.a. 2001: 21ff).
Seit der Rentenstrukturreform1999 sind Selbständigeohne Beschäftigte,die dauerhaftnur von
einem Auftraggeber abhängen,ebenfalls in der GRV als "arbeitnehmerähnlichePersonen"
pflichtversichert ("bedarfsorientierte Grundsicherung").

 Für eine genauereProblemanalysevgl. WSI 2001, darin insb. Klammer/Tillmann
2001a,b,c sowie Bäcker 2001.

 Vgl. hierzu bspw. Geissler 1998; Ostner 1995; Hinrichs 1996.
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GewisseFormenselbständigerbzw. freiberuflicherTätigkeit außerhalbdesdominierenden

Normalarbeitsverhältnissesund jenseits der klassischenProfessionen(Ärzte, Juristen)

habenallerdings bereits eine längere Tradition und sind nicht erst mit dem jüngsten

Strukturwandelentstanden.BesondersMedienschaffende warenaufgrundihrer spezifischen

Arbeitsbedingungenund traditionell unstetigenund vielfältigen Erwerbsverläufeschon

immer in einer"Sondersituation".Für sie sind die GrenzenzwischenErwerbstätigkeitund

"Privatleben"oftmalseherfließend,professionelleArbeit ist sowohl in Teilzeit alsauchin

Vollzeit möglich, als Angestellte oder in den verschiedenstenFormen freiberuflicher

Tätigkeit. 

EinerseitsbeinhaltetdiesesspezifischeErwerbsmusterfür die Medienschaffendengrößere

individuelle Handlungsspielräumebezüglichder Arbeitszeit und der Arbeitsorganisation.

Andererseitskonnten für Publizistenaufgrund historisch günstigerallgemeinpolitischer

Bedingungen und dank gewerkschaftlicher Vertretungsmacht besondere

Sicherungsinstitutionengeschaffenwerden, die diese größere individuelle Autonomie

kollektiv gegenallgemeineErwerbsrisikenabsichern:Die Künstlersozialversicherungist

hier als die wichtigste wohlfahrtsstaatlicheInstitution zu nennen, hinzu kommen

verschiedeneberufs- und branchenspezifischeEinrichtungenwie die Pensionskassefür

Freiberufler im öffentlich-rechtlichen Rundfunk und die berufsständischen

Versorgungswerke.

Die sozialpolitischeBetrachtungderKünstlersozialversicherungist im Zusammenhangmit

dem skizzierten Strukturwandel von Erwerbsarbeit und der Zunahme von

AlleinselbständigenausverschiedenenGründenbesondersinteressant.Einerseitsmarkiert

sie ein innovatorisches soziales Ausgleichsmodell für eine wachsende Gruppe

Erwerbstätiger(sieheAbschnitt2). Andererseitsgerätsie als Institution durch veränderte

Rahmenbedingungenvermehrt unter Druck, so dass sich hierdurch allgemeine

Reformbedarfe aufzeigen lassen.

SeitEinführungderKünstlersozialkasse(KSK) 1983habensichdie Marktbedingungenim

Kultursektordeutlichgewandelt:Verschärfter,internationalerWettbewerb,Privatisierung,

technologischerWandelund Rationalisierung,steigendesArbeitsangebotdurchgestiegene

Absolventenzahlen,sind hier als die wichtigsten Stichpunktezu nennen.Der folgende

Beitraguntersuchtzunächst,wie sich die Institution KSK in denletztenzwei Jahrzehnten

gewandelthat und inwiefern sie angesichtsveränderterRahmenbedingungennoch ihre

Sicherungsfunktionerfüllenkann(2). Im AnschlusswerdenverschiedeneOptionenfür den

Einbezug Selbständiger in die soziale Sicherung skizziert und anhand von vier

Mit diesemBegriff sindJournalisten,PublizistenundandereKulturberufegemeint,die in
und für die verschiedensten Massenmedien tätig sind.

Zu den spezifischenArbeits(markt)bedingungenim publizistisch-künstlerischenBereich
vgl. Rehberg u.a. 2002; Haak/Schmid 2001; Gottschall/Schnell 2000; Gottschall 1999;
Fohrbeck/Wiesand 1975.
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Länderbeispielenzur Alterssicherungdargestellt(3). Ein vorläufiges Fazit schließt die

bisherige Analyse ab (4). 

2 Entwicklung und Grenzen der Künstlersozialversicherung

Die KSK kann als sozialeErrungenschaftund innovatorischesModell bezeichnetwerden

(Gottschall/Schnell2000).Freiberuflichebzw.selbständigeErwerbstätigein künstlerischen

und publizistischenBerufenwerdenunterbestimmtenVoraussetzungendurchdie KSK in

die gesetzlicheKranken-,Renten-und Pflegeversicherungals Pflichtversicherteintegriert.

Dabei funktioniert die KSK als sozialesAusgleichsmodell,in dem die Versichertenwie

Arbeitnehmerbehandeltwerden und nur den hälftigen Beitrag zu zahlen haben.Der

"Arbeitgeberanteil"wird durch die Verwerterkünstlerisch-publizistischerLeistungenund

durcheinenBundeszuschussaufgebracht.DieserstaatlicheZuschusserkenntdie besondere,

schwacheMarktpositionderAlleindienstleisteran,die ihr EinkommenzumTeil auchohne

Verwerter durch "Selbstvermarktung" erzielen.

Die unmittelbar sichtbareAttraktivität der KSK für die einzelnenVersichertenbesteht

insbesonderein denverhältnismäßiggünstigenBeiträgenfür die Krankenversicherung,die

für andere Selbständige erheblich höher sind.

Die KSK ist gemessenan der Zahl der Versichertenausgesprochenerfolgreich(Übersicht

1). SeitdemInkrafttretendesKünstlersozialversicherungsgesetzes(KSVG) im Januar1983

verzehnfachtesich die Versichertenzahlund nimmt jährlich weiter um rd. 5% zu. Der

FrauenanteilderVersichertenist mit rd. 42%relativ hoch,bei denBerufsanfängernliegt er

sogar bei 52%. Entsprechendder gestiegenenVersichertenzahlenerhöhten sich im

Zeitraumvon 1990bis 2001die Kostenfür denBund in absolutenBeträgenum mehrals

dasDreifache.Die Anzahl der zur AbgabeherangezogenenVerwerterhat sich seit 1990

nahezu verdoppelt.

Übersicht 1:

Selbstvermarktungbedeutet,dassKünstler und Publizistenihr Honorarnicht von einem
abgabepflichtigenVerwerter (Auftraggeber)erhalten- also nicht "fremdvermarktet"werden -,
sonderndirekt von den "Endabnehmern",d.h. Privatpersonen,Vereinenu.ä. (vgl. den neuesten
Bericht der KSK: BMA 2002 sowieden Bericht der Bundesregierungüber die sozialeLage der
Künstlerinnen und Künstler in Deutschland, Juni 2000).

Die folgenden Angaben sind entnommen aus BMA 2002.

AnteilederVersicherteninnerhalbKSK nachBereichen:24%Wort, 39%BildendeKunst,
26% Musik, 11% Darstellende Kunst.



Entwicklung der Künstlersozialversicherung 1983 - 2001:

Anzahl Versicherte (1983-2001) 12.600 ➭ 112.000; jährlich plus 5%

Anzahl Verwerter (1990-2001) 19.000 ➭ 36.000

Höhe Bundeszuschuss (1990-2001) 44 Mio ➭ 152 Mio DM
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Quelle: eigene Darstellung, Daten aus BMA 2002.

Trotz dieser Erfolgsbilanz zeigen sich jedoch auch deutliche Grenzen der KSK: 

• DasRentenniveauist aufgrundderunstetigenErwerbsverläufeundder relativ geringen

(angegebenen)Einkommennur eine Minimalsicherung,die für sich genommennicht

existenzsichernd ist. Aus den Beiträgen für das bei der KSK versicherte

jahresdurchschnittlicheEinkommen von DM 22.000 (2001) ergibt sich eine

Monatsrentevon DM 19,61,d.h. nachzehnJahrenBeitragszahlungauf diesemNiveau

rundDM 196Rente.Überdie tatsächlicheRentenhöhevon KSK-Versichertensagtdies

zwar wenig aus,da in dieserBerechnungerstensanderweitige,nicht KSK-versicherte

Einkommen unberücksichtigt bleiben, und zweitens die Statistiken der

Bundesversicherungsanstaltfür Angestellte nicht unterscheiden,ob die versicherte

Tätigkeit eine abhängigeBeschäftigungoder selbständigeTätigkeit war. Es liegen

lediglich Datenvor über die Rentenhöhederjenigen,die bei Antragstellungals letzte

Beschäftigungeinenkünstlerisch-publizistischenBeruf angegebenhaben(vgl. Bericht

der Bundesregierung2000: 26f). Demnachlag die Regelaltersrentevon Personen,die

alsArbeitnehmeroderSelbständigeversicherungspflichtigundzuletztalsKünstleroder

Publizistentätig waren,durchschnittlichbei DM 1.239 (Männer: DM 1.541, Frauen:

DM 862). Ein Großteil dieserRentenliegt jedoch nach anderenStatistikender BfA

unter DM 800.

• Die KSK bietet keine Sicherung gegen das individuelle Marktrisiko von

Auftragsflauten bzw. Arbeitslosigkeit. Gerade angesichts der verschärften

Marktbedingungenin der Kulturindustrieseit Mitte der 90er Jahrebedeutetdaseine

große Sicherungslücke für die Alleindienstleister.

• Die berufs-bzw. tätigkeitsbezogenenZugangskriterienzur KSK habendenWandelin

den Kulturberufen aufgrund marktlicher und technologischerVeränderungenkaum

Frauen:DM 18.400,Männer:DM 24.800;Berufsanfängerinsg.:DM 17.400(vgl. Bericht
der Bundesregierung 2000).

 Dies betrifft etwaein Drittel bei denMännernund fast zwei Drittel bei denFrauen.Alle
Angaben aus Bericht der Bundesregierung (2000: 26f).

12
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aufgenommen.Dasbedeutet,dassneueGruppenMedienschaffenderwie Webdesigner

mit ihren oftmals hohenAnteilen technischerQualifikationen aus dem Katalog der

anerkannten Kulturberufe ausgeschlossenwerden. Hinzu kommt, dass die

Zugangskriterienaufgrund des starkenZulaufs von Antragstellernseit einiger Zeit

restriktivergehandhabtwerden(Gottschall/Schnell2000).EineweitereAusweitungder

Künstlersozialversicherungwürde allerdingszu MehrbelastungendesBundesund der

Verwerter führen. Schon jetzt ist die Identifikation der abgabepflichtigenVerwerter

seitens der Künstlersozialkassesehr aufwendig, und steigendeAbgaben würden

Ausweichstrategieninsbesondereim privatwirtschaftlichenSektorsicherlichbefördern.

OhnehinhatsichderGesamtanteilderVerwerterabgabenanderFinanzierungderKSK

erhöht, nachdemder prozentuale Anteil des BundesEnde 1999 von 25% auf 20%

reduziertwurde.DieseAbsenkungwurde im übrigenlegitimiert durch den sinkenden

Anteil der Selbstvermarktungvon Künstlern und Publizisten. Eine beliebige

Ausweitungdes KSK-Modells, bspw. auf neue Berufe, ist vor diesemHintergrund

problematisch, da hierdurch der historische solidarische Konsens in der

Kulturwirtschaft in Gefahr geraten könnte.

Die weitereTragfähigkeitdesInnovationsmodellsKSK hängtdavonab,ob und inwieweit

dasgesamteUmfeldKulturindustriekünftig politischausgestaltetwird - bislangregierthier

vor allem der Markt. 

Dassin Bezugauf die sozialeSicherungselbständigerMedienschaffenderHandlungsbedarf

bestehtund diesenicht einfach der privaten Vorsorgeund dem freien Spiel der Kräfte

überlassenwerden kann - zumindestnicht unter sozialstaatlichenVorzeichen- zeigen

empirischeBefundezum Sicherungsniveau.In einerzwar nicht repräsentativenBefragung

von Nutzerinen und Nutzern des gewerkschaftlichenBeratungsangebots"Mediafon"

ergabensich deutliche Sicherungslücken,die von anderenbranchenbezogenenStudien

bestätigtwerden.Von den befragtenMediafon-Nutzernwaren knapp 60% in der KSK

versichert,12% hatteneine private Krankenversicherung;allerdings waren 30% weder

KSK noch privat krankenversichert.Mehr als ein Fünftel (22%) war weder gesetzlich

renten-nochprivat lebensversichertundbauteauchkein Vermögenauf.Nur 22%verfügten

über eine Berufsunfähigkeitsversicherung.

InsbesondereöffentlicheKultureinrichtungenkönnensich den Abgabennicht entziehen,
während dies privatwirtschaftlichen Verwertungsunternehmen der Medienindustrie leichter gelingt.

 Mediafon ist ein Beratungsnetzwerkfür Selbständigein Medienberufeninnerhalb der
DienstleistungsgewerkschaftVerdi (www.mediafon.net).Das Sample der gültigen Antworten
umfasste 309 Nutzer/innen von Mediafon. Darin waren Frauen, journalistisch Tätige und
gewerkschaftlichOrganisiertegegenüberder Grundgesamtum jeweils einige Prozentpunkte
überrepräsentiert(Rehberg/Stöger2001:1f). Die Befragungfandvon Ende2000bis Anfang 2001
statt.

 Vgl. Rehberg u.a. 2002; Biehler u.a. 1999.

 Alle Angaben aus Rehberg/Stöger 2001: 5.
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Die Entwicklung in den Kulturberufen zeigt, dasshier Grenzverschiebungenzwischen

abhängigerund selbständigerArbeit sowiezwischenArbeit und Lebenstattfinden,wie sie

auchin anderenmodernen,expansivenDienstleistungsfeldernzu beobachtensind. Damit

gehen spezifische Risiken einher, die das industriegesellschaftlicheSystem sozialer

Sicherungnicht oder nur unzureichendabdeckt.Der Grat zwischenPrivilegierung und

Prekarität der "neuen" Selbständigenist schmal. Erfolgreiche Marktbehauptungkann

jedoch nicht auf individuelle Verhaltenspotenzialereduziert werden, sondern hat

spezifische soziale Voraussetzungenund bedarf der institutionellen und politischen

Regulation.Es stellt sichdaherdie Frage,wie eine"zukunftsfähige"sozialeSicherungder

"neuen Selbständigen" insgesamt aussehen könnte.

3 Mögliche Perspektiven im Ländervergleich

Grundsätzlichgibt esmindestenszwei möglichepolitischeStrategienzur Verbesserungder

sozialenSicherung(Allein-) Selbständiger:entwedereinebranchenbezogeneVerbesserung

der spezifischenSituationder Kultur- und Medienschaffenden,odereinebreiterangelegte

Reform der bundesdeutschenSicherungssysteme.Angesichts der allgemeinen

Flexibilisierung der Erwerbsarbeitund der schwierigenAbgrenzungsproblemebei einer

berufs- oder branchenbezogenenLösung scheint eine übergreifendeReformstrategie

erfolgversprechender.

SolcheBestrebungensollten auf die Einbeziehungaller Selbständigenin dasallgemeine

sozialeSicherungssystemabzielen,wie dies inzwischenvon vielen Sozialpolitikexperten

gefordert wird. Verschiedene Gründe sprechen dafür: 

• SozialpolitischerSchutzbedarfder Selbständigen:Wie bereits eingehenddargestellt

erzielenSelbständigehäufigniedrigereEinkommenalsArbeitnehmer,verfügenhäufig

übereineunzureichendesozialeVorsorge,und unterliegenim Wesentlichenähnlichen

odersogarerhöhtenMarktrisiken.Zur VermeidungmateriellerArmut, insbesondereim

Alter, ist deshalb ein sozialpolitischer Schutzbedarf gegeben.

• Vermeidungvon SozialhilfebedürftigkeitSelbständiger,insbesondereim Alter, sowie

Beteiligung an den Kosten sozialer Sicherung, m.a.W. Ausweitung des

Versichertenkreises.

• Erleichterungvon Übergängenund Zwischenformenabhängigerund selbständiger

Arbeit, erhöhteFlexibilität in dersozialenSicherung;damitwäreauchdasProblemvon

Scheinselbständigkeitzu lösen (zunehmende "Arbeitnehmerähnlichkeit" neuer

Selbständiger).

Vgl. bspw. Bäcker 2001; Fachinger/Oelschläger 2000; Schmähl 1999.
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• Förderung wirtschaftlicher Selbständigkeit durch Minimierung der individuellen

sozialen Risiken.

Grundsätzlich existieren verschiedene politische Optionen für die Einbeziehung

Selbständiger in ein soziales Sicherungssystem,bei denen jeweils besondere

Gesichtspunktezu berücksichtigensind - beideskann hier nur angerissenwerden.In der

weiteren Darstellungder Länderbeispielesind jeweils unterschiedlicheEntscheidungen

erkennbar.

• Definition deszu schützendenPersonenkreises:alle Selbständigeoder nur bestimmte

Berufsgruppen?BerufsgruppenspezifischeLösungenverursachenu.U. Abgrenzungs-
und Anpassungsprobleme.

• Differenzierungnach Schutzbedürftigkeit:Einkommensobergrenzenfür den Einbezug

in die Pflichtversicherung,u.U. bei gleichzeitiger gesetzlicher Regulierung der

Versicherungsbedingungenbei Privatversicherern (z.B. Niederlande); Nachteil:

Verringerung der solidarischen Basis der Pflichtbeitragszahler;

• Entscheidungüber öffentlichesoder privates Pflichtversicherungssystemsowie ggf.

Sondersystememit modifizierten Leistungen und Beiträgen. Denkbar sind auch

Befreiungsmöglichkeitenvon der Pflichtversicherung bei ausreichenderprivater

Vorsorge;

• Finanzierung: Beiträge nur der (selbständig tätigen) Versicherten oder

"Arbeitgeberbeitrag"für "neueSelbständige"(z.B. spezielleSteuernauf Werkverträge);

ExistenzundHöhestaatlicherZuschüsseausallgemeinenSteuermitteln(z.B. Schweiz:

Mehrwertsteueranteile); Höhe der tragbaren Abgabenbelastung Selbständiger;

• Umfang der Leistungen:Absicherungaller "klassischen"Risiken (Krankheit, Alter,

Invalidität) odernurbestimmterLebensrisiken?BesonderskritischbeiSelbständigenist

die FrageeinerArbeitslosenversicherung(z.B. Schweden:Arbeitslosenversicherungfür

Landwirte). Auf diesesbrisanteProblem kann hier leider nicht näher eingegangen

werden.

• Grundsätzliche Systementscheidung: Staatsbürgersicherung oder Beitrags-/

Leistungssystem in einer Sozialversicherung?Zu bedenken sind die schier

Für weitereRegelungenzur Arbeitslosenversicherungfür Selbständigein Europavgl. die
knappenHinweisebei Laroque1998:140f. SolcheRegelungenbestehendemnachin Luxemburg
(Solidaritätsabgabeund Regierungssubvention,Mindestversicherungspflichtvon 5 Jahren,
Leistungen bei Tätigkeitsaufgabe aus wirtschaftlichen Gründen), Dänemark (freiwillige
Arbeitslosenversicherungfür Selbständigemit Mindestversicherungspflichtvon 12 Monatenund
Höchstbezugsdauervon 30 Monaten) sowie Schweden(freiwilliges System) und Finnland
(pauschaleLeistungen).Ein universellesSystemder Arbeitslosenversicherung,dasabhängigund
selbständigBeschäftigtegleich behandelt,existiert zudemin den meistenLändernMittel- und
Osteuropas.
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unüberwindbaren Hürden, die sich insbesondere einem Systemwechsel vom

Sozialversicherungs-zu einem Staatsbürgersystementgegenstellen würden (vgl.

Schmähl 1996, 1999). Zu beobachtenist im internationalenVergleich eher eine

Tendenzzur Umsteuerungauf Beitrags- /Leistungssysteme(vgl. bspw. Rahn 1999;

Schmähl 1996).

Ein Blick in andereLänderzeigt,dassdie Bundesrepublikmit derbisherigenAusgrenzung

Selbständigerausder allgemeinenSozialversicherungrelativ alleinesteht.In denmeisten

anderen europäischenLändern sind Selbständige- in unterschiedlicherWeise - in

obligatorischeSicherungssystemeeinbezogen.In vielen europäischenLändernexistieren

sog. Staatsbürgersysteme, die unabhängig vom Erwerbsstatus der gesamten

Wohnbevölkerungein gewissesMindestmaßan sozialerSicherheitgewährleisten(bspw.

Skandinavien,Niederlande,Großbritannien,Irland). Die Gesundheitsversorgungist in

diesen Staaten meist durch öffentliche Gesundheitsdienste (unterschiedlicher

Versorgungsqualität)organisiert.Die RisikenAlter und Erwerbsunfähigkeitsind entweder

für alle Wohnbürger/innenoderfür alle ErwerbstätigenquaallgemeinerSozialversicherung

abgesichert (Beveridge-System). Damit besteht für Selbständige und abhängig

Erwerbstätige grundsätzlich kein Unterschied im Sicherungssystem.

In anderen Länden wurden für Selbständige speziell in der Rentenversicherung

Sondersystemeeingeführt, so in den meisten südeuropäischenLändern wie auch in

FrankreichundBelgien.Im NachbarlandÖsterreichwurdendie "neuenSelbständigen"seit

1996 sukzessivein die gesetzlichePensions-und Krankenversicherungeinbezogen.Das

schweizerischeModell ist als "Zwitter" zwischen staatlichemStaatsbürgersystemund

beitragsbezogenenkollektiven und individuellen Elementenein besondersinteressanter

Fall, auf den im Folgenden daher etwas ausführlicher eingegangen wird.

Aufgrund der besonderenBrisanzdesProblemsfür "kleine" Selbständigebeschränktsich

die folgendeSkizzeauf die relevantestenAspekteder Alterssicherungfür Selbständigein

einigeneuropäischenNachbarstaaten.Eswurdenvier exemplarischeModelleverschiedener

wohlfahrtsstaatlicherTraditionen ausgewählt,die den Zielen von Armutsvermeidung

und/oder Sicherung des Lebensstandardsfür Selbständigein unterschiedlicherWeise

gerechtwerden.Zwei der Länder(Schweiz,Dänemark)folgen überwiegenddem Modell

der Grundsicherung,die beiden anderen(Frankreich, Österreich)sind dem deutschen

Sozialversicherungsmodellverwandt. In allen vier Staaten ist die soziale (Alters-)

Sicherung Selbständigerdeutlich weiter entwickelt als in der Bundesrepublik.Die

folgenden Länderbeispiele können somit mögliche Reformperspektiven für die

Bundesrepublikaufzeigen,obgleichder Übertragbarkeitvon Einzelaspektenaushistorisch

gewachsenenandersartigenSystemenGrenzengesetztsind. Im RahmendiesesBeitragsist

nurein ÜberblickübergrundlegendeUnterschiedemöglich;einesystematischePrüfungder

Vgl. zum Übertragbarkeitsproblem bspw. Schmähl 1996; Rahn 1999; Bieback 2000.
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einzelnenSystemenachallen ökonomischenund sozialpolitischrelevantenKriterien war

auszeitlichenGründennicht möglich.Die SystematikderDarstellungder Länderbeispiele

ist nicht ganz einheitlich, es werden jeweils die besonderenCharakteristika der

Alterssicherungssystemeim hier interessierendenZusammenhanghervorgehoben,andere

dagegen vernachlässigt. 

3.1 Das Schweizer Dreisäulenmodell

Das SchweizerAlterssicherungssystemberuht seit 1972 auf drei Säulen,bestehendaus

öffentlich bezuschusster solidarischer Grundsicherung (erste Säule), beruflicher

privatrechtlich getragenerSicherung(zweite Säule) und individueller Vorsorge (dritte

Säule; siehe Übersicht 2). Dem Schweizer System wird häufig Modellcharakter

zugeschrieben,weil es sowohl eine umlagefinanzierte,obligatorischeSozialversicherung

beinhaltetals auch kapitalgedeckteKomponentenzur Lebensstandardsicherung.Die drei

Säulen sind weniger als gleichberechtigte Komponentenzu sehen als vielmehr als

aufeinander aufbauende 'Schichten', die sich in ihren Leistungszielen ergänzen:

• Ziel Existenzsicherungbzw. Armutsvermeidung:Die erste Säule, die Alters- und

Hinterbliebenenversicherung(AHV) sowie Invalidenversicherung(IV) beinhaltetdie

Grundsicherungund umfasstobligatorischdie gesamteWohnbevölkerung. Es gibt in

derSchweizkeineSondersystemefür Beamte,BauernoderSelbständige.Die AHV ist

eine Sozialversicherungmit (modifiziertem) Beitrags-/Leistungssystem.Werden aus

den Rentenansprüchenkeine existenzsicherndenLeistungen erzielt, besteht ein

einklagbarer Rechtsanspruch auf bedarfsgeprüfte, steuerfinanzierte

Ergänzungsleistungen.

• Ziel Lebensstandardsicherung:Die zweite Säule, die berufliche Vorsorge (BV),
beinhaltetden Sozialversicherungszweigder betrieblichenAltersvorsorge, die nur für

abhängig Beschäftigteobligatorisch ist. Selbständigekönnen sich darin freiwillig

versichern.

 Die DarstellungumfasstzudemeinigeDetails,die für die eigentlicheFragestellungnach
der sozialenAlterssicherungSelbständigerweniger relevantsind, ausinformatorischenGründen
jedoch aufgenommen wurden.

Die Angabenüber das SchweizerModell stützensich auf Hinrichs 2001; Rechsteiner
2001; Becker 1999; Rahn 1999; Obinger 1998; Schmähl 1999.

Die Ergänzungsleistungenbemessensich nachden individuellenAusgabenzur Deckung
desLebensbedarfsund demzur VerfügungstehendenEinkommen,wobeiein Teil desVermögens
als Einnahmeangerechnetwird. Siewerdennicht der Fürsorge(Sozialhilfe)zugerechnet,sondern
als versicherungsähnliche,aber beitragsunabhängigeAnsprüchemit Bedarfscharakterbezeichnet
(vgl. Becker 1999: 233).
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• Ziel Deckung "weiteren Bedarfs": Die dritte Säule beinhaltet die individuelle
steuerbegünstigteVermögensbildungzur Altersvorsorge.Sie steht allen BürgerInnen

offen. 

Übersicht 2:

Quelle: Rechsteiner 2001: 691.

Verglichen mit dem deutschenSystem ist insbesonderedie AHV für Selbständige

beispielhaft,da sie diese in die Grundversorgunggenerell mit einschließtund darüber

hinaus Selbständigeund Geringverdienendedurch verschiedeneElementesystematisch

begünstigt.Die rechtliche Definition der Selbständigkeitin der Sozialversicherungist

restriktiv und deckt sich nicht mit arbeitsvertragsrechtlichenBestimmungen. Die

18
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Unterscheidungerfolgt vielmehrnachden wirtschaftlichenVerhältnissenund ist nicht an

das formale Bestehen eines Arbeitsvertrags gebunden. Als Unselbständigegelten

Erwerbstätige, die von ihrem Arbeitgeber in betriebswirtschaftlicher oder

arbeitsorganisatorischer Hinsicht abhängig sind und die kein spezifisches

Unternehmerrisikotragen(z.B. Investitionen,eigeneGeschäftsräume,Beschäftigungvon

Personal).Damit geltennur scheinbarwirtschaftlichSelbständigewie z.B. formalrechtlich

freie Mitarbeiter/innensozialversicherungsrechtlichalsabhängigBeschäftigte(Rechsteiner

2001: 710-713).

DasAHV-SystembeinhaltetzahlreicheSolidaritätskomponenten. Beitragspflichtigist das

gesamteErwerbseinkommen.Es gibt einerseitskeineBeitragsbemessungsgrenze, während

andererseitsdie Leistungenbegrenztsind. Die garantierteMinimalrentebeträgtSFr. 1030

pro Monat (≈
�
 706; Beträge für 2001), die Maximalrente das Doppelte. Aus dieser

Plafondierungresultiertein Umverteilungseffektvon obennachunten,da Versichertemit

hohem Einkommenaus einem Teil ihrer Beiträge keine Leistungsansprücheerwerben.

Darüberhinauswerdendurch die angewandte"flache" Rentenformelkleine und mittlere

Einkommenbei der Rentenbemessungbegünstigt:Die Beiträgevon Empfängernkleiner

EinkommenbegründenhöhereLeistungen.Trotzdemwird dasZiel derArmutsvermeidung

nicht allein durchdie AHV erreicht,sonderndie bedarfsabhängigenErgänzungsleistungen

bilden einewesentlicheKomponente.So bezogen199713% der Altersrentnerüber65 J.,

28%der Invalidenrentnerund rund 6% derHinterbliebenenErgänzungsleistungen(Becker

1999: 238).

Die Rentenhöhe errechnet sich aus der Beitragsdauer, dem durchschnittlichen

Jahreseinkommen während des Erwerbslebens sowie Erziehungs- und

Betreuungsgutschriften.Die volle Rentenhöhewird nach 40 Beitragsjahrenerreicht,das

reguläreRenteneintrittsalterliegt für Männerbei 65, für Frauenbei derzeit64 Jahren.Für

Ehepaarewerdendie von beidenPartnerneingezahltenBeiträgehälftig auf AHV-Konten

aufgeteilt(Splitting), beideEhepartnererhaltenjedochje eine Einzelrente,die zusammen

jedochmaximal 150% der Einzelrentebeträgt.BeitragsfreieAusfallzeitenkönnensich in

der AHV praktischnur durchlängereAuslandsaufenthalteergeben;in diesemFall werden

Teilrentenansprüche unterhalb der Minimalrente erworben.

Umrechnung in Euro nach Tageskurs 30.07.02 (gerundet).

Erziehungsgutschriftenpro Kind unter 16J., Betreuungsgutschriftenfür die Betreuung
pflegebedürftigerVerwandter im gemeinsamenHaushalt.Die Gutschriften führen zu fiktiven
Zuschlägenzum Erwerbseinkommen,die rentenwirksamsind (Wert der dreifachenjährlichen
Minimalrente pro Kind/Betreuung). Sie werden bei bestehenderErwerbstätigkeit additiv
angerechnet. Die Gutschriften werden bei Verheirateten während der Ehejahre hälftig aufgeteilt.

Eine Angleichung der Beitragsjahre zwischen Frauen und Männern wird derzeit
umgesetzt.

Diese werden durch die bedarfsabhängigen Ergänzungsleistungen aufgestockt.
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Die Finanzierung der AHV erfolgt aus lohnprozentualenBeiträgen der Versicherten

(Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteile) im Umlageverfahren sowie öffentlichen

Zuwendungenaus Bundes-und Kantonsmittelnin Höhe von 20% der Gesamtausgaben.

Das Rentenniveauwird alle 2 Jahre nach einem Mischindex aus der Lohn- und

Preisentwicklung angepasst.

Selbständigesind in derAHV durchverschiedeneElementeprivilegiert. Die Beiträgevon

Selbständigenwerdenaufgrundder Steuerveranlagungberechnet.Für Jahreseinkommen

unterdemschweizerischenDurchschnittseinkommen(SFr. 47.800≈
�
 32.767)existierteine

gestaffelteBeitragsskala,waszu einerBevorzugungSelbständigermit kleinenEinkommen

gegenüber abhängig Beschäftigten führt. Der Beitragssatz bewegt sich je nach

Einkommensklassezwischen4,2% und 7,8% und liegt damit generellum mindestens0,6

Prozentpunkteunter den Beiträgenvon Arbeitgebernund Arbeitnehmernfür abhängig

Beschäftigte (8,4%). Bei Jahreseinkommenunter SFr. 7.800 � �
 5345) wird der

Mindestbeitragvon SFr. 390 � �
 267) geschuldet,der auchfür Nichterwerbstätigegilt. Die

niedrigerenBeitragssätzeführenjedochnicht zu Rentenkürzungen,da für die Berechnung

derRentenhöhedasMaßgeblicheDurchschnittlicheJahreseinkommenentscheidendist und

nicht die Prämiensumme.Beschäftigtemit einer unselbständigenErwerbstätigkeitund

einemselbständigenNebenerwerbgenießentrotz Überschreitensder Einkommensgrenze

von SFr. 47.800eineteilweiseBeitragsbefreiungbzw.StaffelungderBeitragspflichtfür die

Einkommen aus Selbständigkeit.

Insgesamtist festzuhalten,dass flexible Arbeitsverhältnisse(inkl. Selbständigkeit)und

diskontinuierlicheErwerbsbiographienin der AHV nicht mit versicherungsrechtlichen

Nachteilen verbunden sind, sondern im Gegenteil von einer Vielzahl von

Solidaritätskomponenten profitieren.

Die Logik und Funktionsweiseder zweiten Säule des schweizerischenSystems,die

berufliche Alters-, Hinterbliebenen- und Invalidenversicherung (BV), wirkt sich

demgegenüberfür Bezieher/innenniedriger Einkommen sowie für diskontinuierliche

Erwerbsverläufe ausgesprochennachteilig aus. Für Selbständigebestehen insofern

Sicherungslücken,als sie nicht obligatorischim Betriebsrentensystemversichertsind und

bei geringer Kapitalbasis häufig keine freiwilligen Vorsorgeverträge abschließen.

Insbesonderein ZeitenschlechterGeschäftslagetretenfür SelbständigedaherLückenin der

Altersvorsorgeauf. Dagegensind in hochbezahltenBereichenvon Freiberuflichkeitbzw.

Selbständigkeit(Anwälte,Mediziner,Informatik) hochdotierteVorsorgeverträgeverbreitet

(Rechsteiner 2001: 721).

Hinzu kommen Zuwendungen aus der Mehrwertsteuer (0,83% der MwSt).

DasMaßgeblicheDurchschnittlicheJahreseinkommenerrechnetsichausder Summealler
Erwerbseinkommen und den Erziehungs- und Betreuungsgutschriften.
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In der 2. Säule ist (seit 1985) nur die Minimalvorsorge obligatorisch in einem

Bundesrahmengesetzgeregelt.ÜberobligatorischeLeistungengehenüber diesesNiveau

hinausundwerdenvon derbreitenMehrheitderVorsorgeeinrichtungenangeboten.Die BV

wird ausschließlichdurch Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträgefinanziert und von

paritätischbesetzten,privatrechtlichenTrägernadministriert.Der Arbeitgeberanteilliegt

bei mindestens 50%, teilweise bei 66%. Die Sicherung funktioniert nach dem

Äquivalenzprinzip von Beiträgen und Leistungen, es bestehen kaum

Solidaritätskomponenten.Da die BV nachdemKapitaldeckungsverfahrenohnePreisindex

arbeitet,wird die Kaufkraft der späterenRentendurch die Teuerunggeschmälert;die

Rendite ist wie immer bei dieser Vorsorgeart nicht von vornherein bekannt.

In die gesetzlichvorgeschriebenePflichtversicherungder BV gehennur Lohnbestandteile

in einemKorridor zwischendereinfachenundderdreifachenAHV-Maximalrenteein (sog.

koordinierter Lohn). Dieser koordinierte Lohn wird mit durchschnittlich etwa 12%

versichert und in jährlichen Altersgutschriften auf einen Vorsorgevertrageingezahlt.

Aufgrunddesfixen proportionalenKoordinationsabzugssind kleine Einkommenzu einem

geringerenAnteil versichert.Darüberhinausprofitieren die NiedriglohnbezieherInnenin

erheblich geringeremMaß von den obligatorischensowie den (sehr viel attraktiveren)

freiwilligen Arbeitgeberbeiträgen.

Die Höhe der (obligatorischen)BV-Rentesoll bei 40jähriger Beitragskarriere60% des

letztenArbeitslohneserreichen,wasjedochwegendiskontinuierlicherErwerbsverläufemit

verschiedenartigstenUnterbrechungen,Teilzeitarbeit, Umschulungenetc. häufig nicht

erreichtwird. Hinzu kommt, dassfür BezieherInnenkleiner Einkommenein Lohnersatz

von 60% für das Leistungsziel der "Fortsetzungder gewohntenLebensweise"nicht

ausreicht. Nach Rechsteiner(2001: 726) werden über 40% der Erwerbstätigenvom

Obligatorium der BV nicht oder nur ungenügenderfasst(absolut: rd. 1 Mio Personen,

davon überproportional viele Frauen).

Mit ErlassdesFreizügigkeitsgesetzes1995wurdenimmerhinzuvor bestehendeNachteile

in der beruflichenVorsorgebei Stellenwechselnweitgehendabgebaut:Die erworbenen

Ansprücheauf das gesamteDeckungskapital(Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge)

inklusive einer Mindestverzinsung von 4% können seither auf eine neue

Vorsorgeeinrichtungübertragenwerden. - Insgesamtwirkt das System der beruflichen

In absoluten Beträgen: Jahreseinkommenzwischen SFr. 24.720 ���  16.987) und
SFr. ����� ��	�
��
�  49.723).

Kleine Einkommen unterhalb des Obligatoriums werden von manchen Kassen auf
freiwilliger Basis voll versichert. Die Versicherungsqualitäthängt im übrigen auch von der
BetriebsgrößedesArbeitgebersund demDurchschnittslohnin der Brancheab: Teilweisewerden
vom Arbeitgeber Beiträge in Höhe von 15-25% des koordinierten Lohns entrichtet.

Vor dieser Regelung gingen die Arbeitgeberbeiträge inklusive Verzinsung bei
Stellenwechselnu.U. verloren.Nach wie vor erleidenErwerbstätige,die häufig den Arbeitgeber
wechseln (müssen), Nachteile u.a. durch Zinsverluste.
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Vorsorgesozial benachteiligendund ist in ersterLinie eine Einrichtung für den oberen

Mittelstand.

Die dritte SäulederschweizerischenAltersvorsorgeist die alsErgänzungzu den(kollektiv

organisierten)anderenbeiden Säulen konzipierte individuelle Selbstvorsorge. Sie hat

freiwilligen Charakter; Leistungsziel und Finanzierung können individuell bestimmt

werden. Ansprücheaus der 3. Säule sind im Gegensatzzur 2. Säule vererblich. Für

Selbständige, die nichtBV-versichertsind,ist dieseSelbstvorsorgeeigentlichunentbehrlich

für das Leistungsziel der Lebensstandardsicherung.Die Selbstvorsorgekann in zwei

unterschiedlichenFormenerfolgen:der"gebundenen"Selbstvorsorge,die durchBank-oder

VersicherungssparenausschließlichderAlterssicherungdient,und die "freie" Vorsorgeals

privateVermögensbildungjeglicherForm, die nur teilweiseder Altersvorsorgedient. Die

gebundeneSelbstvorsorge(Säule 3a) wird stärker steuerlich gefördert als die "freie".

Maximal 20% des Erwerbseinkommenskönnen in Säule 3a bis zu einem festen

Grenzbetrag(2001: SFr. 29.664) steuerfreiin die Vorsorge fließen. Nicht erwerbstätige

Personenbleiben von der gebundenenVorsorge ausgeschlossen.Bei Auszahlungder

Guthabenausder Säule3a (frühestens5 Jahrevor der Altersgrenze)werdendie Mittel

ebensowie bei derBV besteuert.DurchdenAbzugderSpareinlagenvom steuerpflichtigen

Einkommenwird die Steuerprogressionin den Erwerbsjahrengemindert,was Bezieher

hoher Einkommenbegünstigt.Die Rentenanwartschaftensind gänzlich von Vermögens-

und Ertragssteuern befreit.

Abschließendist festzuhalten,dassfür die Mehrheitder schweizerischenRentnerhaushalte

die ersteSäule,die solidarischeGrundsicherungAHV die dominanteEinkommensquelle

darstelltundüber50%der Alterseinkommensichert(Rechsteiner2001: 702,Becker1999:

237). Im Durchschnittaller RentnerInnensichertdie AHV 37% der Alterseinkommen,die

Vermögenserträgeaus der 3. Säule 30%, und die berufliche Vorsorge 18%. Für

Selbständigefreilich dürfte der "Sicherungsmix" etwas anders aussehen.Für deren

Mehrheit spielt die beruflicheVorsorgekeine Rolle. Für die Ein-Personen-Selbständigen

jenseits von Hochpreisbranchenist anzunehmen,dass die AHV den Hauptkern der

Altersvorsorge bildet - mithin ihre Existenz im Alter auf bescheidenem,aber

verlässlicheremNiveau gesichertscheintals für viele deutscheKollegen. Gleichwohl ist

demFazit von Rechsteiner(2001: 739) zuzustimmen:Den sehrgünstigenRegelungenfür

flexible Erwerbsformen(einschließlichSelbständigkeit)und Lebensverhältnissenin der

erstenSäulederschweizerischenAlterssicherungsteheneineReihevon Benachteiligungen

in der zweiten und dritten Säule gegenüber.

3.2 Dänemarks universalistisches Wohlfahrtsmodell
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Dänemark gehört zu den Ländern mit typisch nordischem, universalistischem

Wohlfahrtsmodell- ausgerichtetauf die umfassendeSicherungdergesamtenBevölkerung,

mit staatlicherOrganisationderSozialleistungenauf relativ hohemNiveau,die durchhohe

Steuernauf breiter Bemessungsgrundlagefinanziert werden,auf der Basisweitgehender

Geschlechteregalitätund hohen Erwerbsquoten.Gleichwohl lässt sich der grundlegende

Aufbau desdänischenAlterssicherungssystemsmit demdesschweizerischen'Mischtypus'

vergleichen. 

Übersicht 3: 

Das dänische Alterssicherungssystem - pyramidaler Aufbau der Elemente
nach 

Versichertenbasis und Leistungsumfang

Quelle: Eigene Darstellung.

Das Rentensystembestehtebenfalls aus mehrerenSäulenoder Schichten(allgemeine,

betriebliche,kapitalgedeckteSicherungsformen),wobei die Grundversorgungdurch eine

die gesamteWohnbevölkerungumfassendeVolksrente(Folkepension,FP) gewährleistet

ist. Im Unterschiedzur Schweizist die Höheder Volksrenteallerdingsvöllig unabhängig

von zuvor geleisteterErwerbstätigkeit. Vielmehr hängtdie Höhe von der Wohnsitzdauer

unddemPersonenstandab.Die volle Volksrenteist aneineMindestwohnzeitin Dänemark

von 40 Jahrenzwischendem 15. und 67. Lebensjahrgeknüpft,bei kürzerenZeitenwird

eine Teilrente ausbezahlt.Das Renteneintrittsalterliegt derzeiteinheitlich bei 67 Jahren,

Vgl. Esping-Andersen 1990.

Die Angabenüber Dänemarkstützensich im Wesentlichenauf Hinrichs 2001; Braun
2001; Hauschild 1999; Laroque 1998.

V o l k s r e n t e (Folkepension - FP) seit 1891 / 1970

Arbeitsmarktzusatzrente (ATP) seit 1964

Betriebsrente (AMP) seit 1989

Sonderrente (SP) seit 1999

Individ. Vorsorge
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wird ab 2004 jedoch auf 65 Jahre herabgesetzt.Die Volksrente besteht aus dem

Grundbetragund einerZulage.Im Jahr2001lag der (Brutto-) Grundbetragbei 4.130dkk

pro Monat � �
 556), die Zulagebei 4.095dkk für Alleinstehendeund 1.878dkk � �

 253) je

Mitglied einerLebensgemeinschaft.Auf die Volksrentewird Einkommensteuererhoben,so

dasssich die Nettorenteauf 6.060dkk � �
 816) für Alleinstehendeund 9.450dkk � �

 1272)

bei PaarenbeläuftsoweitkeineanderenEinkünftebezogenwerden;diesewerdenoberhalb

von Freibeträgenteils angerechnet.Im Bedarfsfall werden ergänzendWohngeld oder

andereZulagenfür spezielleSituationengezahlt.DasNiveauder Grundsicherungim Alter

liegt damit vergleichsweisehoch (auch bezüglichder skandinavischenNachbarstaaten),

Altersarmutfür langein DänemarklebendePersonenexistiertpraktischnicht (vgl. Hinrichs

2001: 17). Selbständigesind wie alle anderenErwerbstätigenund Nichterwerbstätigen

selbstverständlichin dieSicherungeinbezogen.Für die gegenwärtigenRentner/innenist die

Volksrente die Haupteinkommensquelle.

Die zweite'Schicht'der Altersvorsorge,die seit 1964 bestehendeArbeitsmarktzusatzrente

(ArbejdsmarkedetsTillœgspension- ATP) ist auf denUmfangderErwerbstätigkeitbezogen

und beinhaltet ein Beitrags-/Leistungssystem.Die Arbeitsmarktzusatzrenteist nur für

abhängigBeschäftigteobligatorisch. Selbständigekönnensich zwar freiwillig versichern,

aufgrundderhohenBeiträge(Arbeitgeber-undArbeitnehmeranteil)sindjedochnurwenige

Selbständigein denZusatzrentensystemenversichert(Laroque1998: 139, 142).Abhängig

Beschäftigte zwischen 16 und 66 Jahren leisten Beiträge, die sich nicht nach der

Verdiensthöhebemessen,sondern nach der Wochenarbeitszeitin einem dreistufigem

System(Minimum 9 Std.).Der Beitragssatzwird von denSozialpartnernausgehandelt,er

liegt derzeit bei rund 1% des Bruttoverdienstes.Zwei Drittel der Beiträge leisten die

Arbeitgeber.SeitkurzemsindauchTransferleistungsbezieher(z.B. Arbeitslose)in derATP

versichert,derenBeiträgeöffentlich finanziertwerden.Die Leistungensind abhängigvon

Versicherungszeitund geleisteten Beiträgen. Der Umfang der Leistungen ist eher

bescheiden:Bislangwird nach36 Beitragsjahrenmit Vollzeitbeschäftigungeinemaximale

Rente von rund
�
 210 monatlich erzielt. Die Beiträge und Leistungen werden nicht

automatisch an die allgemeine Lohnentwicklung angepasst.

Dasdritte Elementder dänischenAlterssicherungbestehtseit demEndeder 80erJahrein

der Betriebsrente, die ebenfalls nur für abhängig BeschäftigteRelevanzbesitzt. Die

Die HerabsetzungdesRentenalterserfolgt aus fiskalischenGründen,um den Anteil an
Vorruheständlern(ab60 J.) zu reduzieren,der für die ÖffentlicheHandteurerist alsein allgemein
um zwei Jahre vorgezogenes Rentenalter (vgl. Hinrichs 2001: 17).

Bei derGrundrentewird nur gleichzeitigbezogenesErwerbseinkommenüber210.600dkk
���  28.343;Beträgefür 2001)zu30%angerechnet.Auf dieZulagewerden- bei deutlichgeringerem
Freibetrag(46.400dkk für Alleinstehende)- alle Einkunftsartenangerechnet,d.h. beispielsweise
die betriebliche Altersrente.

Dadie ATP voll kapitalgedecktist, könnenbislangkeineHöchstrentenerzieltwerden.Die
maximale Beitragszeitwar im Jahr 2000 36 Jahre.Für die genannteRentenhöhemussteein
�����������
	�������
��
��������	������
��������� �  30 Monatsbeiträge einzahlen (Hinrichs 2001: 18).
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Betriebsrente(Arbejdsmarkedpension- AMP) erfasstdank deshohenOrganisationsgrads

von ArbeitnehmernundArbeitgebernca.85%aller abhängigBeschäftigtenundbasiertauf

Tarifverträgen.SiefunktioniertnachdemÄquivalenzprinzipvon BeiträgenundLeistungen

(Festbeitragz.Zt. 6%). Die Rentenhöhebemisstsich nachdeneingezahltenBeiträgenund

den Fondserträgen,die Ansprüche können bei Stellenwechselnzu anderen Fonds

transferiertwerden.Die Beiträgewerdenwiederumzu
�
von denArbeitgebernentrichtet,zu �

von den Arbeitnehmern.Da das System erst relativ jung ist, ist sein Beitrag für die

Alterssicherung noch gering.

Im Aufbau begriffen ist ebenfalls das erst 1999 eingeführte bzw. verallgemeinerte

Sonderrentensystem(SærligePensionsordning- SP), das als progressivumverteilendes

Sparmodellangelegtist. Alle Erwerbstätigen,d.h.abhängigBeschäftigteundSelbständige,

zwischen 16 und 66 Jahren sind verpflichtet, 1% ihres Bruttoverdienstesin einen

kapitalgedecktenFonds einzuzahlen. Die Auszahlungen sind auf 10 Jahre nach

Renteneintritt begrenzt und differieren nur nach der vorherigen Arbeitszeit und der

Beitragsdauer,nicht aber nach Höhe des Erwerbseinkommens.Damit ist in dieser

(obligatorischen)Sparvarianteein Umverteilungselement"nach unten" eingebaut.Die

Ersparnisse sind vererblich.

Als letztes Element der Alterssicherungist die steuerbegünstigteindividuelle private

Vorsorge über Banken und Versicherungsgesellschaftenzu nennen,die wie üblich in

verschiedener Weise nach jeweiliger Leistungsfähigkeit erfolgen kann.

Insgesamt ist für das dänische Modell festzuhalten,dass es in der Tradition des

universalistischenWohlfahrtsmodellseinesolideGrundsicherungauf großzügigemNiveau

für alle dauerhaften WohnbürgerInnen garantiert. Bei diskontinuierlichen

Erwerbsbiographienweist die Grundsicherungkeine Sicherungslückenauf. Auch für

(dauerhaft in Dänemark ansässige) Selbständige ist das Risiko von Altersarmut damit so gut

wie ausgeschlossen.Die überdie Grundsicherunghinausgehenden,sozialpartnerschaftlich-

kollektiv organisiertenzusätzlichenSysteme(AMP, ATP) sind für Selbständigeallerdings

kaumvon Bedeutung,daentwederdie Beiträgefür siezu hochsind,odersieeineBindung

an einenArbeitgebervoraussetzen.Das neueobligatorischeSonderrentensystemwird für

Selbständigekünftig vermutlich zur Sicherungdes Lebensstandardsim Alter relevant

werden, wobei allerdings der zeitlich begrenzte Auszahlungszeitraum(10 J.) zu

berücksichtigen ist.

3.3 Frankreichs berufsständisches 'Patchwork-System'

In Frankreich bestehtein Nebeneinandervon allgemeinemSozialversicherungssystem

(régimegénéral), dasder deutschengesetzlichenSozialversicherungvergleichbarist, und

zahlreichen unterschiedlichenberufsständischenSondersystemen(régime spéciaux).
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Aufgrund der betrieblich geprägtenwohlfahrtsstaatlichenTradition Frankreichsließ sich

bislang eine Vereinheitlichung der Sicherungssystemefür alle Erwerbstätigennicht

durchsetzen,allerdingslehnensich die gesetzlichenBestimmungenfür die Sondersysteme

vielfach an die Regelungen in der allgemeinen Sozialversicherung an. 

Das allgemeine System, dem etwa ¾ der Bevölkerung angehören,beinhaltet eine

GrundversorgungsowieeineobligatorischeZusatzversorgung.Die Grundversorgungist als

Mindestrentekonzipiert, die bei voller Versicherungsdauervon 40 Jahren
�
 6.350 p.a.

beträgt.Die Regelaltersgrenzeliegt einheitlichbei 60 Jahren.Die Rentenhöhebemisstsich

nach der Versicherungsdauer,einem festgelegtenProzentsatzdes durchschnittlichen

Jahresentgeltsund demGrundlohn.Die Renteist nachobenbegrenzt(Höchstrente1998:
�
 12.889).Die Beitragsbemessungsgrenzelag 1998bei

�
 25.776p.a.Die durchschnittliche

Altersrentein der Basis-und der einkommensabhängigenZusatzversorgungbetrug 1997

insgesamtfür Männer
�
 1.200, für Frauen

�
 760, was unterhalb50% des französischen

Durchschnittslohnsliegt. DerBeitragssatzvon 14,75%wird zu 8,2%von denArbeitgebern,

zu 6,55% von den Arbeitnehmern aufgebracht. Die Beitragssätze für diese

Grundversorgung sind für alle Berufsgruppen einheitlich. 

Die Sondersystemeumfassenjeweils unterschiedlicheSicherungszweigefür verschiedene

Risiken,darunterinsbesonderedie Alterssicherungfür bestimmteVersichertengruppen.Es

würde an dieser Stelle zu weit führen, die Struktur der einzelnen Sondersysteme

darzustellen.Für die SelbständigenverschiedenerBerufebestehensog.autonomeSysteme,

die für alle Sicherungszweigeeigenständig agieren. Zu unterscheiden sind die

Versicherungssystemefür Handwerks-,Industrie-undHandelsberufe, dasSystemfür Freie

Berufesowie die Versicherungfür Rechtsanwälte.Für Künstlerberufebestehtweiter das

Künstlersicherungssystem, das jedoch kein "autonomesSystem", sondernvielmehr der

allgemeinenSozialversicherungangegliedertist. Die jeweilige Zuständigkeitder Systeme

für einzelneBerufeist teilweiserelativ beliebigundfolgt nicht klar abgrenzbarenKriterien.

Einige (heterogene)Berufsgruppenwurdenqua Gesetzals zu einembestimmtenSystem

zugehörigerklärt. So sind bspw. Lektoren, Journalistenauf Honorarbasis,Schauspieler,

 Vgl. F.X. Kaufmann2000: 181; O. Kaufmann1997: 430; Lewerenz1999. Zur sozialen
Sicherung in Frankreich und aktuellem Reformbedarf siehe auch O. Kaufmann 2001.

Auf die komplizierte Art der Berechnungkann hier nicht eingegangenwerden (vgl.
Lewerenz 1999).

Arbeitgeberleistenzusätzlich1,6%auf dasgesamteEntgeltfür die Alterssicherung.Alle
Angaben zum allg. System nach Lewerenz 1999 und Kaufmann 2001.

Verzichtet wird insb. auf eine Darstellungder Sondersystemefür bestimmteGruppen
abhängigBeschäftigter.Das französischeSV-Systemist sehrkomplexund umfasstmehrals 300
Einzelsysteme (Lewerenz 1999: 84).

DieseAuflistung betrifft die SelbständigenaußerhalbderLandwirtschaft.Danebenbesteht
ein Versicherungssystem für selbständige Landwirte.

AllerdingssindeinigekünstlerischeBerufestattdessendemautonomenSystemderFreien
Berufe zugeordnet (Kaufmann 1997: 431).
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Kinderbetreuungspersonen(in Privathaushalten)und Gepäckträgerkraft Gesetz in die

allgemeineSozialversicherungeingeschlossen,unabhängigvon ihrem individuellenStatus

alsabhängigoderselbständigBeschäftigte(Lewerenz1999:82).DasautonomeSystemder

Freien Berufe fungiert - außerals Versicherungfür die "klassischen"Freiberufler wie

Ärzte, Apotheker, Notare, Hebammenetc. - als eine Art "Sammelkategorie"für alle

diejenigen Berufsgruppen, die in keinem anderen System unterkommen. 

DasLeistungsniveaufür Selbständigein denHandwerks-,Handels-und Industrieberufen

ist einerseitsan die Alterssicherungin der allgemeinenSozialversicherungangeglichen,

wird aber andererseitsdurch obligatorische Zusatzversicherungensowie (freiwillige)

Kapitaldeckungsverfahrenund Invaliditätsversicherungenangehoben.Voraussetzungfür

den Bezug der vollen Altersrente ist für Selbständigein Handwerks-,Handels- und

Industrieberufendie vollständige Aufgabe der Berufstätigkeit.Möglich ist jedoch der

Bezugvon Teilrenten,der die gleichzeitigeBerufsausübunggestattet,wobei dasjeweilige

quantitativeVerhältnisindividuell frei bestimmbarist. Die Finanzierungerfolgt einerseits

durch die Beiträgeder Versicherten,die bezüglichder obligatorischenBasissicherungfür

alle Versicherten einheitlich sind, mithin für Selbständigeden Arbeitnehmer- und

Arbeitgeberbeitragumfassen.Die Beiträgein den freiwilligen Zusatzsicherungssystemen

sind frei bestimmbar.Andererseitswird die Finanzierungaller Sondersystemedurch

Ausgleichszahlungenaus dem allgemeinen System, staatliche Zuschüsseund eine

allgemeine Solidaritätsabgabefür nicht beitragsgedeckteLeistungen getragen. Diese

Mischfinanzierungist zur AufrechterhaltungderFunktionsfähigkeitderSicherungssysteme

aus verschiedenen Gründen unabdingbar (Kaufmann 2001: 77).

Im Gegensatzzu denanderenautonomenSystemenhat dasSystemfür Freie Berufekeine

umfassendesozialeSicherungzum Ziel, sondernbeabsichtigtnur eine Mindestsicherung,

auch wenn die Systemez.T. als Basis- und Zusatzversicherungenangelegtsind. Der

Leistungskatalogfür Freiberuflerist wenigergut ausgeprägtals für abhängigBeschäftigte,

denn es wird davon ausgegangen,dass die Professionsangehörigenüber ausreichend

Vermögenswerteverfügen,die sie im Alter aktivierenkönnen(Kaufmann2001: 78). Für

Freiberufler gilt konsequenterweisedie Aufgabe der Berufstätigkeit nicht als

Voraussetzungfür den Bezug der vollen Leistung. In der Altersvorsorgegilt für Freie

Berufe die (verglichen mit dem allg. Systemhöhere)Altersgrenzevon 65 Jahren;die

erforderlichenVersicherungszeitenunddie Rentenberechnungsindanalogderallgemeinen

Sozialversicherunggeregelt.Innerhalbder verschiedenenberufsspezifischenTeilsysteme

für FreiberuflerexistierenverschiedeneAuszahlungsmodider Rente,so gibt es z.T. eine

PauschalrentezuzüglicheinerproportionalenZusatzrente,oderabereineGesamtrentenach

dem Äquivalenzprinzip. Die Finanzierung im System der Freien Berufe erfolgt

ausschließlich durch die Versichertenbeiträge.

UntereinemnationalenDachverbandbestehen13 autonomeKassennachBerufsgruppen,
die einer gewissen staatlichen Kontrolle unterliegen.
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Als Fazit bezüglichder AltersvorsorgeSelbständigerin Frankreichist festzustellen,dass

ihre Grundsicherung (Armutsvermeidung) einerseits gewährleistet ist, da alle

unterschiedlichenGruppen in die obligatorische(Mindest-) Vorsorge einbezogensind.

AndererseitsgeltenerheblichunterschiedlicheBedingungenje nachBeruf, insbesonderein

den Zusatzversorgungssystemen.Die Einordnung in die Einzelsysteme erscheint

willkürlich und erzeugt Abgrenzungsprobleme,sie muss immer wieder an aktuelle

Entwicklungenangepasstwerden.Die Lebensstandardsicherungder Selbständigenerfolgt

auf freiwilliger Basis.

3.4 Österreich: Einbezug aller Selbständigen in das traditionelle 
Rentensystem

Im Gegensatzzur berufsspezifischenSystematisierungder sozialenSicherungbestehtin

Österreichgenerellein dem deutschenvergleichbaresSozialversicherungssystem,dasbis

vor kurzemebenfallsnur abhängigBeschäftigteund die "klassischen"Gewerbetreibenden

umfasste.Seit1996wurdenjedochaufgrunddererkanntenSchutzbedürftigkeitder "neuen

Selbständigen"mit geringerKapitalbasisdiesesukzessivein die gesetzlichePensions-und

Krankenversicherungeinbezogen.Zu dieserGruppezählenFreiberuflerwie Psychologen,

Physiotherapeuten,Einzelunternehmer ohne Gewerbeschein u.a.m. Die zunächst

vorgenommeneDifferenzierung nach Anzahl und Beziehungzu Auftraggebernwurde

schließlich wegen unweigerlicher Abgrenzungsproblemeaufgegebenzugunsteneiner

allgemeinenVersicherungspflichtfür alle Selbständigenab einemJahreseinkommenvon
�
 6.453 für Haupterwerbstätige,

�
 3.400 für Nebenerwerbstätige.Alle Selbständigen

einschließlichderFreiberufler- bisauf Ärzte,ApothekerundPatentanwälte- sindseit1998

einheitlich in der Sozialversicherungsanstaltfür die gewerbliche Wirtschaft (SVA)

pflichtversichert.Eine freiwillige Höherversicherungist für Selbständigemöglich. Für

Selbständigegilt seit 1999 eine Art Geringfügigkeitsgrenze: Wennsie ein Unterschreiten

bestimmterUmsatz-und Gewinnmargenfür ein Kalenderjahrglaubhaftmachenkönnen,

sind sie von der Pflichtversicherungbefreit; stellt sich am Jahresendejedochheraus,dass

diese Grenzen überschritten wurden, wird diese Ausnahmeregelungim nachhinein

aufgehoben.

Zum Einbezug der "neuen Selbständigen"in Österreichvgl. Bieback 2000: 814, zur
österreichischenSV insg. Karl 2001;Bertuleit 1999;Talós/Wörrister1998;Cueni1998.Aktuelle
Informationen können von der homepageder österreichischenSozialversicherungsanstaltder
gewerblichen Wirtschaft abgerufen werden: http://www.sva.or.at

Die genanntenProfessionengehören einem gesondertenVersicherungszweigan. -
Arbeitnehmerähnliche Personen sind wie Unselbständige nach dem Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz (ASVG) versichert.

Vgl. Karl 2001:162.Die Höchstgrenzefür denJahresumsatzlag in 2000bei 300.000öS
���  ����� ��
�
������ 	��	���
��	�
�
 � ������������
 ��� � ��	�
 � � ��� 
���� � ���  3.468).
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Darüberhinaussind seit 2001 auchalle freischaffendenKünstler/innennachbesonderen

gesetzlichenBestimmungenin der SVA pflichtversichert.Schonbislang umfasstedie -

ähnlichwie die deutscheKSK funktionierende- Künstler-Sozialversicherunginnerhalbder

SVA hauptberuflicheKünstler "klassischer"Sparten(Bildende Kunst, Musik, Artistik,

Kabarett). Mit der Gesetzesnovellewurden zum 1.1.2001 sowohl freiberufliche

Kunstschaffendealler Sparten als auch nebenberuflich tätige Künstler ab einer

Mindesteinkommensgrenzeals "neue Selbständige" in die Sozialversicherungspflicht

einbezogen.Für einkommensschwacheKünstlerInnenwurdezudemein Fondseingerichtet,

ausdem Künstlermit einemJahreseinkommenzwischen
�
 3.618und

�
 19.622mit einem

jährlichenZuschusszu denPensionsbeiträgenin Höhevon
�
 872 gefördertwerden.Dabei

wird die Pensionsbeitragslastder unterenEinkommensschichtender Künstler/innenvoll

kompensiert.Die künstlerischeTätigkeitwird von einerunabhängigenKünstlerkommission

begutachtet. 

Die gesetzlichePensionsversicherungwird im Umlageverfahrenvon den Sozialpartnern

sowie durch einen Bundeszuschussfinanziert. Selbständigeleisten bislang generell

niedrigereBeiträgeals die SummeausArbeitgeber-und Arbeitnehmerbeitrag,die 22,8%

beträgt.Die "alten Selbständigen" und die bis 1999 teilversichertenFreiberuflerzahlen

14,5%, die "neuenSelbständigen"entrichten15,5%, wobei für letztereder Beitragssatz

jährlich um einenhalbenProzentpunktangehobenwird bis zum Erreichenvon 20,25%im

Jahr 2009 (Bertuleit 1999: 13). Der Hintergrund für diese Steigerungist die derzeit

erforderliche hohe staatliche Finanzierung für die Pensionsaufwendungender

Selbständigen:Aufgrund der niedrigenVersichertenbeiträgeund der ungünstigenRelation

von Versichertenund Leistungsbeziehernliegt der Bundesbeitragderzeitbei 69%.Für die

Unselbständigen beteiligt sich der Bund dagegen nur mit 14,9% (ders.: 14). 

Das Pensionsalterliegt regulär für Frauen bei 60, für Männer bei 65 Jahren. Die

Rentenhöheerrechnetsich auseinembestimmtenProzentsatzdesEinkommensder besten

15 Beitragsjahresowie der Versicherungsdauer.Es existieren nicht beitragsgedeckte

Ersatzzeitenbspw. für Kindererziehung.Die durchschnittlicheAlterspension lag im

Dezember 1997 bei monatlich
�
 816 (Frauen

�
 621, Männer

�
 1.067). Nach 45

Versicherungsjahrensteht den Versicherten eine Rente in Höhe von 80% der

Die versicherten Risiken umfassen neben Alter auch Krankheit und Unfall.

Die Versicherungsgrenzefür KünstlerInnen ohne weiteres Einkommen (z.B. aus
unselbständigerArbeit oder Ersatzleistungen)entspricht der allgemeinenMindestgrenzefür
Selbständige�
�  6.453).Für Künstler,die in einemKalenderjahrnebenderfreiberuflichenTätigkeit
andere Erwerbstätigkeiten ausüben oder gewisse Ersatzleistungen beziehen, gilt eine
Versicherungsgrenzevon �  3.618 (zwölffache monatlicheGeringfügigkeitsgrenzenach ASVG).
Alle Angaben zur Künstlerversicherung laut http://www.sva.or.at (Zugriff 26.07.02).

Die freiberuflichen Ärzte, Apotheker und Patentanwälte entrichten 20%.

Ab 2003 wird der Bemessungszeitraum schrittweise bis 2019 auf 18 Jahre erhöht.
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Bemessungsgrundlagezu. Das Versorgungsniveauerreicht bei einer durchschnittlichen

Versicherungsdauer faktisch rd. 76% des durchschnittlichen Nettoeinkommens. 

Pensionsbeziehernwird durchdie ZahlungeinerAusgleichszulageein Mindesteinkommen

(keine Mindestrente) garantiert, die das Existenzminimum gewährleistensoll. Diese

bedarfsabhängige,steuerfinanzierteSozialhilfeleistungwird Pensionsbezieherngewährt,

derenGesamteinkünfteunter einemgesetzlichenRichtwert liegen (1999: Alleinstehende
�
 590,Ehepaare

�
 841).Im Jahr1997bezogen13,5%derPensionäredie Ausgleichszulage,

wobei bei Selbständigender Anteil mit 15,5% deutlich höher lag als bei ehemaligen

Angestellten (3%; ehem. Arbeiter: 15,9%).

Neben der gesetzlichobligatorischenPensionsversicherungbestehtals "2. Säule" die

freiwillige betriebliche Altersvorsorge, die als Aufbausicherungvoll oder teilweise

kapitalgedecktist, sowieals3. Säuledie privateEigenvorsorge. Im Jahr1996verfügtennur

rund 10% der Erwerbstätigenüber einen Versorgungsanspruchaus der betrieblichen

Altersversorgung. Für Selbständige spielt sie keine Rolle.

Der "Fall Österreich" macht deutlich, dass es praktikable Lösungen für den

systemkonformenEinbezugder"neuenSelbständigen"in eindemdeutschenvergleichbares

Sozialversicherungssystemgibt. Die ErfahrungenÖsterreichshierbei habengezeigt,dass

diese schwer definierbare, gleichwohl sozial 'schutzbedürftige'Gruppe Erwerbstätiger

einheitlich ab einem Mindesteinkommenin die Versicherungspflichteinzubeziehenist

anstattnachberufsgruppenspezifischenKriterien, die dem ständigenWandel unterliegen

(müssten).Die verfügbarenDaten über das Versorgungsniveaudeutenindes darauf hin,

dasszwar dasZiel der Armutsvermeidung(nicht nur) für Selbständigeerreichtwird, sie

durch ihre Beiträge allerdings oftmals nur einen geringen Lebensstandardim Alter

erwirtschaftenkönnen.Für einkommensschwacheKünstler/innenerscheintdie komplette

Entlastung von den Beiträgen für die Altersgrundsicherungdurch einen öffentlich

finanzierten Fonds beispielhaft.

4 Vorläufiges Fazit

Die (wenigen)BeispieleauseuropäischenNachbarstaatenzeigen,dassesdort gelungenist,

die wachsendeGruppe "neuer" Selbständigerin die obligatorischensozialen (Alters-)

Sicherungssystemezu integrierenunddamitdemZiel derArmutsvermeidungim Alter - auf

unterschiedlichemNiveau - gerecht zu werden. In der Bundesrepubliksind wir von

entsprechendenLösungennocheingutesStückentfernt.Die Künstlersozialversicherungals

Ermittelter Wert für dasJahr1995 nach einer Erhebungvon Stefanits/Schulz,zitiert in
Bertuleit 1999: 33.

In diesemBeitragmusstezwareineBeschränkungderDarstellungauf die Alterssicherung
erfolgen,die Länderanalysenzeigenjedoch,dassdie IntegrationSelbständigerzumeistauchdie
Kranken- und Invaliditätsversicherung umfasst.
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einzige,branchenspezifischeSicherungsinstitutionfür "Alleindienstleister"ist beschränkt

auf einenKataloganerkannterBerufe;sie trägt unterden gegebenenBedingungenzudem

nur begrenztzu einer existenzsicherndenAlterssicherungbei. Als Branchensystemist sie

darüber hinaus bedroht durch verschärfte Marktbedingungen. Obwohl die

Künstlersozialversicherungnach wie vor ein innovativesModell darstellt, an dem sich

politischeStrategienorientierenkönnen,sollte für die breiterwerdende,heterogeneGruppe

von Selbständigeneine umfassendere,branchenunabhängigeLösung angestrebtwerden,

wie dies die Mehrheit von Sozialpolitikexpertenempfiehlt und die Erfahrung anderer

Länder (insbesondere Österreichs) lehrt.

Dassfür eine solcheAusweitungdessozial gesichertenPersonenkreiseskeineswegsein

(problematischer)Systemwechselzu einemuniversalistischenModell vonnötenist, zeigen

sowohl die Analysen der Länder des "Bismarck'schenTyps" (Österreich,Frankreich;

SchweizalsMischtyp)alsauchdieErfahrungenmit dembundesdeutschenSystem,dassich

in mancherHinsicht als durchausflexibel erwiesenhat (bspw.Einrichtungder KSK). Die

Umbrüche auf dem Arbeitsmarkt machen deutlich, dass eine reine

Arbeitnehmerversicherungnicht mehr zeitgemäßist (vgl. Bäcker 2001: 495) und den

gewachsenenRisiken gerade der "neuen Selbständigen" durch eine kollektive,

obligatorischesoziale Sicherung zu adäquatenBedingungenbegegnetwerden muss.

Aufgrund ihrer überwiegendgeringenwirtschaftlichenLeistungsfähigkeitbedarfes dabei

einesSolidarausgleichs,wie er in einigenLändernexistiert - möglichstwie in der KSK

unterBeteiligungderwirtschaftlichüberlegenenAuftraggebersowiedesStaates.Entgegen

dem "Zeitgeist" der stärkerenIndividualisierungsozialerVorsorge,wie sie auch in der

jüngstendeutschenRentenreformdeutlich wird, zeigendie ErfahrungenandererLänder,

dasseineindividuelleAbsicherungauf freiwilliger Basisohnekollektiven Risikoausgleich

für die wirtschaftlichSchwächstenzu gravierendenSicherungslückenführt. Um Flexibilität

am Arbeitsmarktzu gewährleistenund Erwerbstätigkeitin wirtschaftlicherSelbständigkeit

zu fördern,müssensichdie Individuenvielmehrauf ein (gesellschaftlichauszuhandelndes)

Mindestmaß kontinuierlicher, adäquater sozialer Sicherung über diskontinuierliche

Erwerbsverläufe hinweg verlassen können.
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